
  29.08.2024 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.08.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2024/08/0078 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2017/08/0033 E 11. April 2018 RS 6 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Interessenabwägung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der aufschiebenden 
Wirkung ausschlagen, wenn für den Fall einer vorläufigen Weitergewährung einer Leistung die 
Einbringlichkeit des Überbezuges gefährdet ist. Ob eine solche Gefährdung vorliegt, hat das AMS zu 
ermitteln und gegebenenfalls auf Grund konkret festzustellender Tatsachen über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der betroffenen Partei festzustellen (Müller in Pfeil AlVG-Komm Rz 3f und 19 zu § 56). 
Wirkt der Notstandshilfebezieher an den Feststellungen über die Einbringlichkeit nicht mit, kann von 
einer Gefährdung derselben ausgegangen werden (Müller in Pfeil AlVG-Komm Rz 19 zu § 56). Eine 
maßgebliche Gefährdung der Einbringlichkeit des Überbezuges wäre allerdings dann nicht anzunehmen, 
wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Rückforderung der weiter 
gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen (vgl. zur Erfolgsprognose VwGH 9.5.2016, Ra 
2016/09/0035). 
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